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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Flugsicherheit 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr, Müller-Hermann, 
Rawe, Lemmrich und Genossen 
- Drucksache VI/3672 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. a) Treffen Presseberichte zu, daß die Bekanntgabe der Unter- 
suchungsergebnisse wegen ihrer unangenehmen und alarmie- 
renden Wahrheiten über die Flugsicherheit in der Bundes- 
republik Deutschland verschoben wurde? 

Nein, die Presseberichte treffen nicht zu. 

Uber die Erörterungen in der „Kommission zur Beratung der 
anstehenden Flugverkehrsprobleme“ (Kommission I) gibt es 
keinen Bericht 

Die Kommission hat weder einen umfassenden Situations- 
bericht abgefaßt noch neue richtungweisende Maßnahmen vor- 
geschlagen. Im wesentlichen wurden bereits eingeleitete Maß- 
nahmen (z. B. Flugplankoordinator) ergänzend erörtert. Die 
Veröffentlichung von Ergebnissen der Untersuchungskommis- 
sion ist daher auch nicht möglich. 

In der „Kommission für Organisations- und Personalfragen 
der Bundesanstalt für Flugsicherung“ (Kommission II) sind 
Ausbildungs- und Besoldungsfragen behandelt worden. Die 
erarbeiteten Ausbildungsvorschriften sind nach Beteiligung der 
zuständigen Stellen am 10. Juli 1972 erlassen worden. Sie wer- 
den in Kürze im Verkehrsblatt veröffentlicht. Hinsichtlich der 
Besoldungsfrage ist eine abschließende Meinungsbildung noch 
nicht getroffen worden. Die Bundesregierung hat zur Prüfung 
dieser und anderer Fragen eine interministerielle Arbeits- 
gruppe eingesetzt, die bis spätestens 15. September 1972 einen 
Bericht vorlegen wird. 
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b) Wenn ja: Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß 
besorgniserregende Untersuchungsergebnisse sofort und un- 
geschminkt veröffentlicht werden sollten, um die notwendi- 
gen Maßnahmen zur Verbesserung der Flugsicherheit so 
schnell und so sorgfältig wie möglidi einzuleiten und durdi- 
zuführen? 


c) Zu welchem Zeitpunkt ist die Bundesregierung bereit, die Er- 
gebnisse der Untersuchungskommission zu veröffentlichen? 

Durch den Inhalt der Antwort zu 1. a) gegenstandslos. 


2. a) Treffen Presseberichte zu, daß nach den Untersuchungen der 
Kommission pro Jahr im Luftraum über der Bundesrepublik 
Deutschland rund 350 gefährliche Begegnungen, davon pro 
Monat fünf bis sechs des höchsten Gefährlichkeitsgrades statt- 
finden? 

Es ist richtig, daß der Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS) in 
jedem Jahr eine Reihe von Meldungen über gefährliche Begeg- 
nungen zugehen. So wurden im ersten Halbjahr 1971 161 Mel- 
dungen verzeichnet, während diese im ersten Halbjahr 1972 
137 betrugen. Die Anzahl der Meldungen, die als gefährlich 
eingestuft wurden, betrug im Jahr 1970 62 und im Jahr 1971 64. 
Die Zahl der von der Flugsicherung erfaßten Flugbewegungen 
betrug dagegen 1971 1 050 000, 


b) Wenn ja: Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus diesen Tatsachen, und welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, um die Zahl der „gefährlichen 
Begegnungen" entscheidend zu verringern? 

Alle Meldungen werden von der BFS untersucht; die Ergebnisse 
der Analyse werden einer Arbeitsgruppe des Luftfahrtkoordi- 
nierungsausschusses vorgelegt und dort erörtert mit dem Ziel, 
Verbesserungen und Abhilfemaßnahmen zu veranlassen. Diese 
Arbeitsgruppe ist eine ständige, hat nichts mit den von Herrn 
Schlieker geleiteten Kommissionen zu tun und setzt sich aus 
Vertretern des BMV, der BFS, des BMVg, der Stationierungs- 
streitkräfte, der Deutschen Lufthansa, des Internationalen Luft- 
verkehrsverbandes (lATA) und des Deutschen Aero Clubs 
zusammen. 

Während die Zahl der Meldungen in den letzten Jahren zunahm, 
blieb die Zahl der als gefährlich eingestuften Begegnungen 
praktisch konstant. 

Die Bundesregierung ist bemüht, durch intensiven Ausbau des 
Flugsicherungssystems und durch Integration der zivilen und 
militärischen Flugsicherungsdienste die Zahl der gefährlichen 
Begegnungen herabzusetzen. 

Darüber hinaus wird von der Bundesanstalt für Flugsicherung 
zur Zeit untersucht, inwieweit an den großen Verkehrsflug- 
häfen der BRD in den USA verwirklichte Methoden zur Ent- 
flechtung des kommerziellen, kontrollierten Luftverkehrs mit 
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Hochleistungsflugzeugen und des zumeist nach Sichtflugregeln 
operierenden Allgemeinen Luftverkehrs zur Anwendung kom- 
men können. 

Allerdings muß bemerkt werden, daß bei keinem Verkehrs- 
system das Problem des technischen und menschlichen Ver- 
sagens ausgeschlossen werden kann. 


3. a) Treffen Presseberichte zu, daß die „gefährlichen Begegnun- 
gen'' vor allem auf die mangelnde Koordination zwischen 
zivilen und militärischen Flugsicherheitseinrichtungen zu- 
rückzuführen sind? 

Es trifft nicht zu, daß die gefährlichen Begegnungen vor allem 
auf die mangelnde Koordination zwischen zivilen und militä- 
rischen Flugsicherungseinrichtungen zurückzuführen sind. 

Eine der wesentlichen Ursachen für die gefährlichen Begegnun- 
gen ist der hohe Anteil militärischer Strahlflugzeuge sowie der 
Flugzeuge des Sportluft- und Segelflugverkehrs, die im unteren 
Luftraum zum Teil unkontrolliert fliegen. Hinzu kommt im 
oberen Luftraum der nur im begrenzten Umfang erfaßte und 
kontrollierte Militärverkehr. 

Nach den bestehenden Rechtsvorschriften können bis Flug- 
fläche 200 (ca. 6000 m Höhe) Flüge nach Sichtflugregeln ohne 
jegliche Einschränkung durchgeführt werden. Oberhalb Flug- 
fläche 200 sind Flüge nach Sichtflugregeln untersagt. In Aus- 
führung ihrer Aufgaben können die Bundeswehr und die Sta- 
tionierungsstreitkräfte aufgrund § 30 LuftVG hiervon abwei- 
chen. 


b) Wenn ja: Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen oder beabsichtigt sie durchzuführen, um zu einer 
besseren Flugplankoordination zu kommen? 

Zur Lösung des Problems gibt es zwei Möglichkeiten: 

1. Erhöhung der Kapazität des Flugsicherungssystems und 
Erfassung aller Flugbewegungen oberhalb einer bestimmten 
Höhe. 

2. Trennung des kontrollierten und nichtkontrollierten Luft- 
verkehrs durch Zuweisung von vollkommen getrennten 
Lufträumen. 

Zul, 

Eine Erfassung aller Flugbewegungen ist nur langfristig mög- 
lich, da die heute vorhandene Kontrollkapazität der Flugsiche- 
rung nicht ausreicht und eine Erhöhung der Kapazität nur lang- 
fristig erfolgen kann. 

Zur Zeit findet ein forcierter Ausbau des Flugsicherungssystems 
statt, der die Integration der Kontrolle des zivilen und militä- 
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rischen Luftverkehrs beinhaltet und auf der langfristigen Pla- 
nung der BFS für die Zeit von 1970 bis 1975 aufbaut. Diese 
wurde vom Bundeskabinett gebilligt und umfaßt ein Investi- 
tionsvolumen von 680 Mio DM. Die laufende Durchführung 
dieses Investitionsprogrammes ist haushaltsmäßig gesichert. 

Zu 2. 

Angesichts der Verkehrsentwicklung ist der Gedanke an eine 
vollkommene Trennung des zivilen und des militärischen Luft- 
verkehrs naheliegend. Die Verwirklichung einer derartigen 
Trennung ist jedoch nur bei einer Neuordnung der Luftraum- 
struktur möglich. Dies wirft schwerwiegende Fragen und Pro- 
bleme auf, die insbesondere auch wegen der internationalen 
Verflechtung der Luftstraßen nur langfristig gelöst werden 
können. Die hierzu notwendigen Untersuchungen werden 
durchgeführt und gegenwärtig mit Nachdruck betrieben. 


4. a) Treffen Berichte zu, daß nach den Ergebnissen der Kommis- 
sion bei den großen Flughäfen der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Grenze der Start- und Landekapazität erreicht ist? 

Die Kommission hat als Grundlage für die Arbeiten des von 
Herrn Minister Leber eingesetzten Flugplankoordinators Richt- 
zahlen für die Kapazität der Flughäfen festgesetzt. Es trifft zu, 
daß in den Spitzenstunden auf den Flughäfen Frankfurt und 
Düsseldorf diese Richtzahlen ohne Flugplankoordination durch 
den Flugplankoordinator weit überschritten würden und es zu 
erheblichen Wartezeiten am Boden und in der Luft kommen 
würde. 

Die Kapazitätsgrenze ist jedoch nicht auf die Flugsicherungs- 
kapazität zurückzuführen, sondern hat die wesentliche Ursache 
in der Start- und Landebahnkapazität sowie der Kapazität des 
Luftraumes. Dazu gewinnt neuerdings die begrenzte Leistungs- 
fähigkeit der Abfertigungsanlagen auf den Flughäfen an Bedeu- 
tung. 


b) Wenn ja: Welche Maßnahmen will die Bundesregierung zur 
Vergrößerung der Start- und Landekapazitäten ergreifen? 

Eine Vergrößerung der Start- und Landekapazität ist zum Teil 
durch einen Ausbau des Start- und Landebahnsystems zu er- 
reichen. Auf den Ausbau der Flughäfen hat die Bundesregierung 
jedoch keinen Einfluß. 


Dr. Lauritzen 
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